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Wahrheit: Klarheit» Offenheit 


Königsberg 
liegt uns näher 

UNABHÄNGIGE a a a a 

NACHRICHTEN 

www.un-nachrichten.de a S russe 

3618 « 49. Jahrgang » Dezember 2017 


Der Königsberger Dom erstrahlt in neuem Glanz. Im August 1944 durch britische Bomben zerstört, wird er seit den 90er Jahren wieder 
aufgebaut und restauriert. 


Von Berlin nach Königsberg sind es Luftlinie gut 120 
Kilometer weniger als nach Brüssel. Es ist aber nicht 
die geringere Entfernung, die uns Königsberg »näher« 
liegen läßt als Brüssel, sondern es sind unsere 
Vorstellungen von Europa. Eine von den Eurokraten 
den Menschen verordnete »EU-Hauptstadt« bleibt 
ein seelenloses, bürokratisches Konstrukt, das nie 
die Herzen der europäischen Völker erreichen wird. 
Dagegen gehört Königsberg zu den Städten, die im 
Laufe ihrer Geschichte den Menschen mehr gaben, als 
es die »Brüssels dieser Welt« je vermögen. 
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Das offene Wort 


Diese Ausgabe der UN ist 
etwas anders als sonst. 


Zur Jahreswende berich- 
ten wir etwas mehr über uns 
selbst. 


Das ganze Jahr über, Monat 
für Monat, haben wir nur ein 
Ziel im Auge: In Wort, Bild, 
Sprache und Gestaltung den 
»kleinen Mann auf der Stra- 
Re«, die Gemüsefrau auf 
dem Wochenmarkt, den Lkw- 
Fahrer und Büroangestellten 
in der Pause, den Cafe-Be- 
sucher oder Spaziergänger, 
die Leserin im Wartezimmer 
mit kurzen Meldungen und 
Beiträgen zum Nachdenken 
anzuregen. 


Unsere Stammleser, die die- 
se Arbeit ermöglichen und be- 
zahlen, sind wissend und po- 
litisch so gebildet, daß sie von 
uns kaum eine »Aufklärung« 
brauchen. Für sie gibt es 
ausführlichere Zeitungen und 
dickere Zeitschriften patrio- 
tischer Gesinnung, zum Teil 
auf Glanzpapier und teuer. 


Man liest sie, legt sie weg 
oder sammelt sie. Sie sind 
auch wichtig für die Vertie- 
fung der eigenen Meinungs- 
bildung. 


Aber die »Zielgruppe« der 
UN ist eine andere: Wir wol- 
len mit unseren Stammlesern 
zusammen die Mitbürger er- 
reichen, die von vielem, was 
die Regierenden verschul- 
den, überhaupt nichts wissen. 
Wir sind also keine »Konkur- 
renz« zu anderen Zeitschrif- 
ten, sondern sehen die UN 
als »Türöffner«, mit dem SIE, 
liebe Leser, die Deutschen 
um Sie herum ansprechen 
können, sich endlich gegen 
die volksgefährdende Politik 
der Regierenden zur Wehr zu 
setzen. 
Daß Sie dabei mithelfen im 
neuen Jahr, das ist unser 
Weihnachtswunsch! 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 


Europa ist 
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viel mehr als »Brüssel« 


Die alte, ehrbare Stadt Brüssel ist 
zum Symbol der alles verschlin- 
genden Krake »Europäische 
Union« verkommen. »Brüssel« 
steht stellvertretend für ein bü- 
rokratisches, die Völker Europas 
gleichmachendes System. 


Trotz allem ist den meisten Bun- 
desbürgern Brüssel vertrauter 
und emotional näher als das ehe- 
malige kulturelle und wirtschaft- 
liche Zentrum Ostpreußens, Kö- 
nigsberg. 

Dies ist nicht verwunderlich, 
wenn man sich vor Augen führt, 
daß für die westalliiert-umerzo- 
gene Nachkriegsgeneration al- 
les östlich der Oder-Neiße-Linie 
Feindesland war. Das Bewußt- 
sein, daß es sich hier um viele 
Jahrhunderte altes deutsches 
Siedlungsgebiet handelt, fehlt 
heute völlig. 


Bereits 1255 wurde vom Deut- 
schen Orden die erste Ordens- 
burg errichtet. Wenige Jahr- 
zehnte später wurde Königsberg 
Mitglied der Hanse. Die Stadt war 
über Jahrhunderte die geistige 
Mitte Preußens. Ihr wohl berühm- 
tester Sohn, Immanuel Kant, 
machte die Königsberger Univer- 
sität zu einem Zentrum der Philo- 
sophie. Sein Werk »Kritik der rei- 
nen Vernunft« gilt als der Beginn 
der modernen Philosophie. Er 
war wohl der wichtigste Denker 
der deutschen Aufklärung. 


Das Königsberger Schloß und 
der Dom waren Wahrzeichen 
der Stadt, bevor sie Ende Au- 
gust 1944 in zwei Nachtangriffen 
durch die Brandbomben der bri- 
tischen Royal Air Force zerstört 
wurden. Die Altstadt und die fast 
komplette Bebauung Königs- 
bergs, die durch die Luftangriffe 
nicht schon zerstört waren, wur- 
den bei der Schlacht um Königs- 
berg im April 1945 vollends dem 
Erdboden gleichgemacht. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Die Umbenennung von Königs- 
berg in Kaliningrad durch die 
sowjetischen Besatzer trug dazu 
bei, daß die überragende Bedeu- 
tung dieser Stadt für die deutsche 
Geschichte immer mehr aus dem 
Bewußtsein der meisten Deut- 
schen verschwand. Dazu trug 
auch die komplette Abschottung 
des gesamten Gebietes rund um 
Kaliningrad durch Moskau bei. 


Erst mit Beginn der Perestroi- 
ka Mitte der 80er Jahre öffnete 
sich die Stadt auch wieder für 
Besucher aus dem Westen. Der 
sichtbare Wandel im Denken und 
Handeln der Russen manifestier- 
te sich in der Restauration des 
Königsberger Doms in den Jah- 
ren 1992 bis 1998. Heute ist der 
Dom wieder Wahrzeichen der 
Stadt, während das Schloß nach 
seiner vollständigen Zerstörung 
nicht wieder aufgebaut wurde. 


Noch wichtiger als die sichtbare 
Restaurierung dieser geschichts- 
trächtigen deutschen Stadt ist 
die Hinwendung der russischen 
Politik und vor allem der Bevöl- 
kerung zu den Wurzeln und der 
Geschichte Königsbergs. 


Für uns endet Europa nicht an 
willkürlich durch Gewalt erzwun- 
gene Grenzen, für uns wird ein 
geeintes, friedliches Europa erst 
Wirklichkeit, wenn in »Brüssel«, 
vor allem aber in Berlin, erkannt 
wird, daß auch Rußland Bestand- 
teil einer wirklich starken, euro- 
päischen Gemeinschaft werden 
muß. Die Geschichte verpflichtet 
uns dazu! 


ZUM NACHDENKEN: 


> Europa ist 


größer als 
die EU! 
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ÖVP-Kurz 
2015 


Islamisierung 


gehört einen 


FPOEEES3 FAIRNESS 


U.a. mit dieser Wahlkampagne hat es die FPÖ in Österreich vermutlich geschafft, durch 
eine Regierungsbeteiligung die Zukunft des Landes mitgestalten zu können. 


Der Wind dreht sich 


In der deutschen Bevölkerung 
gibt es ein weitverbreitetes Ge- 
fühl der Verunsicherung, des 
Nichtgehört-, des Nichtverstan- 
denwerdens. Alles in allem ein 
Gefühl der Ohnmacht. 


Die ungewünschte »Flüchtlings«- 
Politik ist nur ein Grund für das 
Aufbegehren des Volkes. Hat sie 
uns letztendlich durch die dafür 
aufgebrachten enormen Gelder 
eines bewiesen: Es wäre immer 
genug Geld für die Armen unse- 
res Volkes vorhanden gewesen. 


Das finden die 330.000 Haus- 
halte, denen im Jahr 2016 der 
Strom abgestellt wurde, weil sie 
ihre Rechnungen nicht bezahlen 
konnten, sicherlich nicht erfreu- 
lich. 


Auch die Kinderarmut — jedes 
fünfte Kind ist von Armut betrof- 
fen — kann durch Willkommens- 
Torten für »Flüchtlinge« nicht aus 
der Welt geschafft werden. 


Solche Beispiele ließen sich 
noch seitenweise anführen. Wem 
hätte nicht alles geholfen werden 
können, welche untragbaren Zu- 
stände hätten, z. B. in deutschen 
Schulen, nicht alle behoben wer- 
den können, wären die 21,7 Milli- 
arden Euro, die die Bundesregie- 
rung nach eigenen Angaben im 
Jahr 2016 zur »Bewältigung der 
Flüchtlingskrise« ausgegeben 
hat, für deutsche Interessen ein- 
gesetzt worden? 


Während die Gefährder unseres 
Volkes und unserer Nation wei- 
terhin auf ihre Willkommens(un-) 
kultur setzen, bleiben wir unse- 
rem Ziel treu, das Volk aufzuklä- 
ren und bringen Monat für Monat 
zu Papier, was sich wirklich in 
diesem Land abspielt. Unzähli- 
ge Ausgaben der UN erreichten 
in den letzten fast 50 Jahren die 
Menschen in Deutschland und 
brachten Ihnen mit klaren Worten 
die Wahrheit auf den Tisch. 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Es war nur eine Frage der Zeit, 
bis sich eine Partei dieser The- 
men annimmt und sich für unsere 
Heimat, unsere Nation und unser 
Volk einsetzt. Das führte be- 
kanntlich zu dem großen Erfolg 
bei der letzten Bundestagswahl, 
als sie mit 27 Prozent aller Stim- 
men in Sachsen stärkste Partei 
wurde und gipfelte in 50 Prozent 
aller Stimmen in Karlsdorf (Thü- 
ringen). 

Seitdem steht Mitteldeutschland 
am Pranger der Medien, weil 
dort so viele AfD gewählt haben. 
Diese werden nun zum neuen 
Feindbild. Während das Volk von 
den Herrschenden erwartet, daß 
es endlich gehört wird, versuch- 
te sich das Polit-Establishment 
krampfhaft auf eine Jamaika-Ko- 
alition einzustimmen und tat die 
AfD-Wähler in Mitteldeutschland 
als ungebildet und frustriert ab. 


Der Psychiater und Psychoana- 
lytiker Dr. Hans-Joachim Maaz 
stellt dich dieser Diskriminierung 
entgegen: 

»Ehrlich gesagt regt es mich auf, 
wenn auf die Ostdeutschen so 
plakativ losgegangen wird |...]. 
Denn anders als in vielen Kom- 
mentaren der letzten Wochen 
behauptet, handelt der Ostdeut- 
sche mehrheitlich nicht unüber- 
legt, sondern er ist kritisch ge- 
genüber jedweder Regierung, er 
hinterfragt vorherrschende Zu- 
stände und neigt weniger dazu, 
politischen Parteien auf ewig die 
Treue zu halten. Er sagt klar, wo- 
mit er sich nicht einverstanden 
erklärt und handelt dementspre- 
chend [..]. Man steht Neuem 
und Fremden grundsätzlich offen 
gegenüber, sieht aber zugleich, 
wo sich Schwierigkeiten auftun, 
etwa wo sich Menschen nicht in- 
tegrieren wollen oder respektlos 
verhalten. Auch hat man Sorge, 
daß ein unkontrollierter Zuzug zu 
Islamisierung und Überfremdung 
führen könnte. Das sind reale 
Ängste. Angst ist eine Überle- 
bensstrategie unserer Seele. 
Statt diese Ängste wahrzuneh- 
men, werden sie als rassistisch 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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»Im Grunde genom- 
men wissen wir alle, 
daß die Kanzlerin 
irrt und die bisherige 
Politik der Bundes- 
regierung eine Ten- 
denz zur nationalen 
Krise befördert. 
Weshalb schauen 
wir überwiegend nur 
zu, weshalb gibt es 
keinen Aufstand, 
weshalb wird der 
Rücktritt der Regie- 
rung, vor allem der 
Kanzlerin, nicht mit 
Nachdruck eingefor- 
dert? Ist die Politik 
„alternativlos“? 
Das glauben immer 
weniger!« 


Dr. Hans-Joachim Maaz, 
Cicero, 26.1.2016 


oder fremdenfeindlich 
stempelt.« 


Den Kritikern, die damit argu- 
mentieren, daß die AfD den 
meisten Zulauf dort hat, wo ver- 
gleichsweise wenige Ausländer 
leben, erwidert Hans-Joachim 
Maaz: 


»Daß ihre Logik zu kurz greift. 
Denn wir sprechen über Bun- 
despolitik. Wenn jemand mit 
dem Ausmaß der Zuwanderung 
im Ruhrgebiet, in Bayern oder 
Berlin nicht einverstanden ist, 
kann er das auch als Dresdner, 
Dessauer oder Rostocker auf 
seinem Wahlzettel bekunden. 
Ich halte den ostdeutschen Wäh- 
ler in seiner Mehrheit nicht für so 
dumm, daß ihn nur interessiert, 
was gerade vor seiner Haustür 
passiert. Ihm aber genau das 
vorzuwerfen, zeigt, wie wenig 
im Westen die kritische Lage im 
Land wahrgenommen wird.« 


abge- 


www.un-nachrichten.de 


Bundespräsident Steinmeier 
warnte in seiner Rede zur Deut- 
schen Einheit vor einer neuen 
Mauer aus Enttäuschung, Ent- 
fremdung und Wut. 


Psychiater Dr. Maaz: »ich [höre] 
auch beim Bundespräsidenten 
den Unterton heraus: Jetzt müß- 
ten wir denen, die den Protest 
gewählt haben sagen, was rich- 
tig ist und was falsch. Sie auf- 
klären und ins richtige politische 
Lager holen. Anders wird ein 
Schuh daraus. Die Politik sollte 
lernen, richtig zuzuhören, um ei- 
gene Fehler zu erkennen und zu 
korrigieren |...]. 

Wir sind insgesamt in einer 
schweren _Gesellschaftskrise, 
deutschlandweit, europaweit 
und auch weltweit. Eigentlich 
kann man sagen, so wie bisher 
können wir nicht weitermachen. 
Wir haben eine Wachstums- 
grenze erreicht. Die Schere 
zwischen Arm und Reich geht 
immer weiter auseinander. Die 
Krisen und Kriege in der Welt 
werden noch mehr Menschen 
als bisher außer Landes treiben. 
Damit müssen wir uns auseinan- 
dersetzen. Und der Ostdeutsche 
scheint mir zu dieser schmerzli- 
chen Auseinandersetzung eher 
bereit zu sein als Menschen im 
Westen des Landes |...]. 


Im übrigen sind die Reflexe vie- 
ler Westdeutscher, die nach der 
Wahl haßerfüllt in den Osten 
blicken, für mich ein Beleg dafür, 
daß sie die Veränderung durch- 
aus erahnen, aber nicht wahr- 
haben wollen [...]. Wir stehen 
vor großen Veränderungen. Wir 
brauchen Politiker, die Visionen 
haben und konkrete Vorschläge 
machen |...].« 


Die Ereignisse der letzten Zeit, 
seien es die Wahlergebnisse in 
Deutschland wie auch in Öster- 
reich oder die steten Demon- 
strationen von PEGIDA und an- 
deren, sollten uns positiv in das 
neue Jahr 2018 blicken lassen. 

Wir von der UN bleiben weiter- 
hin unabhängig. Wir bleiben bei 
unserem Ziel, die Menschen in 
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unserem Land darüber zu infor- 
mieren, was die regierungsna- 
hen Medien ihnen verschwei- 
gen. 


Nur mit dieser Unabhängigkeit 
werden wir auch in Zukunft u.a. 
PEGIDA-Anhänger, AfD-Wähler 
und alle anderen Patrioten mit 
Fakten und Informationen für 
Ihre Arbeit beliefern können und 
als Informationsquelle akzep- 
tiert werden. 


Diese Unabhängigkeit war 
und ist eine Grundlage unse- 
rer Arbeit. Wahrheit - Klarheit 
— Offenheit! 


Österreich wehrt sich! 


Nachdem sie lange zurück- 
lag, hatte die ÖVP nach einer 
Kehrtwende in der Flüchtlings- 
und Islampolitik die Wahlen am 
15.10.2017 gewonnen, weil sie 
die Kritik der Freiheitlichen am 
Fremdenzustrom in das öster- 
reichische Sozialsystem weitge- 
hend übernommen hatte. 


Die von den Linken als 
»rechtspopulistisch« bekämpf- 
te FPÖ wurde zur drittstärksten 
Kraft und wird voraussichtlich 
mit der ÖVP zusammen die Re- 
gierung bilden. 


Damit werden politische Forde- 
rungen, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland immer noch als 
unanständig, populistisch und 
»rechtsaußen« diffamiert wer- 
den, in Österreich künftig Regie- 
rungspolitik! 

Vor rund 18 Jahren gab es das 
schon einmal. Damals antwor- 
tete die Brüsseler EU mit einem 
Boykott Österreichs. Doch diese 
Zeiten sind offenbar endlich vor- 
bei. Die Grundstimmung in vie- 
len EU-Staaten hat sich gewan- 
delt — der Wind hat sich gedreht. 
Politik zum Wohle des eigenen 
Landes kann von den EUdSSR- 
Kommissaren nicht mehr so ge- 
ächtet werden wie vor Jahrzehn- 
ten. 


Die Wende in Österreich ist 
ein Signal für die anderen eu- 
ropäischen Völker — auch für 
Deutschland! 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Wahrheit» Klarheit. Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


»Über die „Unabhängigen Nach- 
richten“ ist im Internetlexikon „Wi- 
kipedia* unter anderem folgen- 
des zu lesen: 


„Unabhängige Nachrichten (UN) 
ist eine [...] Monatszeitschrift 
mit dem Untertitel ‚Nachrichten- 
dienst und Mitteilungsblatt un- 
abhängiger Freundeskreise‘, die 
seit 1969 erscheint und bundes- 
weit vertrieben wird. Zusätzlich 
sind die Ausgaben noch mit den 
Schlagwörtern ‚Wahrheit — Klar- 
heit — Offenheit‘ untertitelt. Der 
Herausgeber des zwölfseitigen 
Heftes ist der ‚Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V.‘ in 
Oberhausen.“ 


Seit 1969 erscheinen also die 
„Unabhängigen Nachrichten“. 
Sie erscheinen monatlich, es 
müßten also — wenn ich richtig 
rechne — mittlerweile 576 Hefte 
vorliegen. 


Vergleichen wir nun einmal da- 
mals mit heute. Was geschah 
1969 und was geschieht heute? 


Beginnen wir ganz oben: Am 
20.7.1969 standen meine EI- 
tern mit uns Kindern morgens 
um etwa 4 Uhr auf, damit wir 
im Fernsehen die Landung der 
US-Raumfähre „Apollo 11“ auf 
dem Mond in Echtzeit miterleben 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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„.„.aber die 
Unabhängigen 
Nachrichten 
bleiben bestehen! 


Anläßlich des 80. Geburtstages einer der Gründungsväter der 
UN hielt unsere langjährige Rechtsanwältin einen kurzen Vor- 
trag über die Standhaftigkeit der Unabhängigen Nachrichten seit 
1969. Selbst uns Zuhörern war die Bedeutung, was und wen die 
Unabhängigen Nachrichten überlebt und überstanden haben, so 
nicht bewußt gewesen. Daher haben wir uns zu dem Abdruck 
dieser Rede in Auszügen entschieden, damit auch Ihnen, liebe 
Leser, die Notwendigkeit der UN verdeutlicht wird. 


konnten. Die Landung von „Apol- 
lo 12“ am 19.11.1969 schauten 
wir uns nicht mehr an, „Apollo 
13“ landete wegen eines tech- 
nischen Fehlers nicht auf dem 
Mond, und wir waren froh, als die 
Astronauten wieder heil auf der 
Erde landeten. Danach wurde 
das „Apollo*-Programm einge- 
stellt. Seitdem ist niemand mehr 
auf dem Mond gelandet. 

Heute, im Jahre 2017, gibt es 
„Verschwörungstheoretiker“, die 
behaupten, die Mondlandung im 
Jahre 1969 habe gar nicht statt- 
gefunden. 


Die „Unabhängigen Nach- 
richten“ erschienen jeden- 
falls im Jahre 1969, und 
sie erscheinen auch heute 
nach wie vor. 

Da kann man nur sagen: 
Raketen kommen und ge- 
hen, aber die „Unabhängi- 
gen Nachrichten“ blieben 
bestehen. 

Gehen wir nun hinunter auf die 
Erde: Im Jahre 1969 herrschte 
weltweit nach wie vor der „Kalte 
Krieg“. Die Welt war in zwei feind- 
liche und militärisch hoch aufge- 
rüstete Lager aufgeteilt: Die eine 
Seite bestand aus kommunisti- 


schen Staaten mit dem Militär- 
bündnis des „Warschauer Pak- 
tes“ unter seiner Führungsmacht 
Sowjetunion, die andere Seite 
bestand aus den kapitalistischen 
Staaten mit dem Militärbündnis 
der NATO unter ihrer Führungs- 
macht USA. Die UdSSR und 
USA besaßen Atomwaffen, und 
in den Jahren vor 1969 hatte 
die Welt mehrmals kurz vor dem 
Ausbruch eines dritten Welt- und 
Atomkrieges gestanden. Im Jah- 
re 1969 herrschte nach wie vor 
Krieg in Vietnam, und dort verüb- 
ten damals die USA das My-Läi- 
Massaker und lösten dadurch 
heftige Proteste in westlichen 
Ländern gegen die USA aus. In 
der BRD verstärkte sich die im 
Vorjahr begonnene Studenten- 
revolte. Auch im Osten brodel- 
te es, als sich Jan Palach am 
16.1.1969 auf dem Wenzelsplatz 
in Prag aus Protest gegen den im 
Vorjahr von sowjetischen Pan- 
zern niedergeschlagenen „Pra- 
ger Frühling“ selbst anzündete 
und verstarb und sich zu seinem 
Angedenken 200.000 Menschen 
versammelten. 


Heute, im Jahre 2017, gibt es die 
Sowjetunion nicht mehr, und die 
USA sind eine niedergehende 
Weltmacht. Der Gegensatz zwi- 
schen Kommunismus und Kapi- 
talismus ist eigentlich kaum mehr 
erkennbar. Ich selbst habe meh- 
rere ehemals kommunistische 
Länder bereist und beobachtet, 
daß man dort sehr viel mehr 
Wert auf die eigene Identität, ei- 
gene Traditionen und die eigene 


FAST FÜNF JAHRZEHNTE ... 
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Kultur legt als hierzulande. Wenn 
ich mir die Haltung der Wisegrad- 
Staaten zur Flüchtlingskrise der 
EU betrachte, wäre ich lieber 
eine Angehörige eines dieser 
post-kommunistischen Länder 
als eine Deutsche. Ich frage mich 
manchmal, ob meine damalige 
starke antikommunistische Mei- 
nung richtig war, oder ob ich nur 
der US-Propaganda anheimge- 
fallen bin, die überzeugte Anti- 
kommunisten benötigte, um sie 
gegebenenfalls als 5. US-Kolon- 
ne mißbrauchen zu können? 


Die „Unabhängigen Nach- 
richten“ erschienen jeden- 
falls im Jahre 1969, und 
sie erscheinen auch heute 
nach wie vor. 

Da kann man nur sagen: 
Ideologien kommen und 
gehen, aber die „Unab- 
hängigen Nachrichten“ 
blieben bestehen. 


Deutschland war also im Jah- 
re 1969 als Nachwirkung des 
Zweiten Weltkrieges in die kom- 
munistische DDR und die kapi- 
talistische BRD aufgeteilt. Die 
Zonengrenze war mit einem 870 
km langen Sperrgitter aus Sta- 
cheldraht, die Berliner Mauer 
mit Mauern, Zäunen und Sta- 
cheldraht bestückt, die Eingän- 
ge von Häusern, die nahe der 
Mauer standen, waren vor allem 


BE 3) 3- 73 MENTE 
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in Berlin zugemauert, Wachtür- 
me und ein zehn Meter breiter 
Todesstreifen waren errichtet, 
und die DDR-Soldaten hatten 
den Schießbefehl zu befolgen. 
Diesem fielen im Jahre 1969 an 
der Berliner Mauer die folgenden 
Personen zum Opfer, als sie von 
Deutschland nach Deutschland 
fliehen wollten: Johannes Lan- 
ge am 9.4.1969, Klaus-Jürgen 
Kluge am 13.9.1969, Leo Lis am 
20.9.1969. 


Ich kann mich nicht erinnern, daß 
die Medien der BRD im Jahre 
1969 darüber berichtet hätten. 


Heute — im Jahre 2017 - gibt es 
die DDR nicht mehr, der ehema- 
lige Todesstreifen ist zugewach- 
sen und nicht mehr zu erkennen. 
An Mauer und Stacheldraht er- 
innern nur ein paar Denkmäler, 
und unsere Töchter haben in 
den neuen Bundesländern stu- 
diert. Trotz mancher Vorbehalte 
ist heute also doch so ziemlich 
zusammengewachsen, was zu- 
sammengehört. Der Beitritt der 
DDR zur BRD - ich rede bewußt 
nicht von der Wiedervereinigung 
— ist für mich das wichtigste und 
erfreulichste politische Ereignis 
meines Lebens gewesen. 


Die „Unabhängigen Nach- 
richten“ erschienen jeden- 
falls im Jahre 1969, und 
sie erscheinen auch heute 
nach wie vor. 

Da kann man nur sagen: 
Staaten und Grenzen kom- 
men und gehen, aber die 
„Unabhängigen Nachrich- 
ten“ blieben bestehen. 
Während im Jahre 1969 die Re- 
gierung der DDR die Oder-Nei- 
ße-Grenze anerkannt und damit 
auf die deutschen Ostgebiete 
verzichtet hatte, hatte die BRD 
dies 1969 noch nicht getan und 
erhob immer noch den Anspruch 
darauf, daß die Ostgebiete zu 
Deutschland gehören. Auf der 
Wetterkarte der damaligen „Ta- 
gesschau* war die Oder-Neiße- 
Grenze als gestrichelte Linie zu 
sehen. In meinem Schulatlas wa- 


=: WAHRHEIT ... 
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ren Pommern, Ostpreußen und 
Schlesien als „Gebiete unter pol- 
nischer Verwaltung“ bezeichnet. 
Wir Westdeutschen benutzten 
Briefmarken der Deutschen Bun- 
despost, die deutsche Sehens- 
würdigkeiten zeigen, also neben 
dem Nordertor in Flensburg, dem 
Kloster Lorsch in Hessen und 
dem Dresdener Zwinger auch 
das Berliner Tor in Stettin/Pom- 
mern. 


Heute - im Jahre 2017 — hat auch 
die BRD durch den 2+4-Vertrag 
von 1990 die Oder-Neiße-Gren- 
ze anerkannt und damit auf Ost- 
deutschland verzichtet. Die Wet- 
terkarte der „Tagesschau zeigt 
gar keine Grenzen, die heutigen 
Schulatlanten die Oder-Neiße- 
Grenze als durchgezogene Linie, 
also als „echte Grenze“, und heu- 
tige Briefmarken der BRD zeigen 
nur noch Sehenswürdigkeiten in 
den neuen und alten Bundeslän- 
dern. Als Nachfahrin von Schlesi- 
ern bzw. Sudentendeutschen ist 
dies ein Verlust für mich, und ich 
fühle mich, als ob die für unser 
Land Verantwortlichen mir meine 
Wurzeln abgeschnitten hätten. 


Die „Unabhängigen Nach- 
richten“ erschienen 
jedenfalls im Jahre 1969, 
und sie erscheinen heute 
nach wie vor. 

Da kann man nur sagen: 
Ländereien und Grenzen 
kommen und gehen — wo- 
bei die Ostgebiete leider 
gingen, aber die „Unab- 
hängigen Nachrichten“ 
blieben bestehen. 

Im Jahre 1969 wurde die Regie- 
rung der DDR von der Partei SED 
unter ihrem Ministerpräsidenten 
Willi Stoph und die Regierung 
der BRD zunächst von den Par- 
teien CDU und SPD unter dem 
Bundeskanzler Kurt Georg Kie- 
singer, ab der Bundestagswahl 
am 28.9.1969 von den Parteien 
SPD und FDP unter dem Bun- 
deskanzler Willy Brandt gebildet. 
Die NPD hatte mit einem Stim- 
menanteil von 4,3 Prozent den 
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Einzug in den Deutschen Bun- 
destag knapp verfehlt. 


Heute — im Jahre 2017 — wird 
die vergrößerte BRD von der 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
von der CDU regiert. Die NPD 
fand sich bei der Bundestags- 
wahl 2017 bei 0,4 Prozent wie- 
der, dafür ist mit der AfD bei der 
Bundestagswahl am 24.9.2017 
erstmals seit annähernd 60 Jah- 
ren eine Partei dort eingezogen, 
die politisch rechts von der CDU 
steht. Wir werden sehen, wie sie 
sich entwickelt und wie sich ihr 
Vorhandensein auswirkt. 


Die „Unabhängigen Nach- 
richten“ erschienen 
jedenfalls im Jahre 1969, 
und sie erscheinen heute 
nach wie vor. 

Da kann man nur sagen: 
Regierungen, Kanzler und 
Parteien kommen und ge- 
hen, aber die „Unabhängi- 
gen Nachrichten“ blieben 
bestehen. 


Im Jahre 1969 schränkten die fol- 
genden Gesetze in der BRD das 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit 
ein: 


e § 93 StGB (Verbreitung verfas- 
sungswidriger Propaganda), 

e S 96a StGB (Verwenden ver- 
fassungswidriger Kennzei- 
chen), 

e SS 96 ff. StGB (Verunglimp- 
fung des Staates), 

e § 130 StGB (Volksverhet- 
zung), 

e S$ 185 StGB (Beleidigung), 
e GjS (Indizierungen). 
Gegenstände der Urteile waren 
die Bezeichnung der BRD als 
„Unrechtsstaat“, des Bundesprä- 
sidenten als „Landesverräter“, ei- 
nes Juden als eines solchen und 
eine Schrift, in der u.a. behauptet 
wurde, das „internationale Juden- 
tum“ beherrsche die „Weltpolitik“ 
und habe schon „zwei Weltkriege 
angezettelt“. 

Wie viele Strafverfahren es we- 

gen der oben genannten Vor- 

schriften im Jahre 1969 gab, 


ist mir nicht bekannt. Als ich im 
Jahre 1981 begann, Urteile zu $ 
130 StGB zu sammeln, fand ich 
höchstens 30 Urteile aus den 
vergangenen 22 Jahren. 


Bis zum Jahre 1969 waren elf 
Werke, nämlich Bücher mit po- 
litisch unkorrektem Inhalt als 
„Jugendgefährdend“ und „kriegs- 
verherrlichend“ indiziert. Hier- 
bei handelte es sich um Hefte, 
in denen deutsche Soldaten 
ihre Erlebnisse aus dem Zwei- 
ten Weltkrieg schilderten, und 
um Modellbögen verschiedener 
Firmen aus den USA, die deut- 
sche Flugzeuge aus dem Zwei- 
ten Weltkrieg mit dem jeweiligen 
Hoheitsabzeichen, also u.a. dem 
Hakenkreuz, zeigten. 


Nur nebenbei sei bemerkt: Nie- 
mals von 1953 an bis zum heu- 
tigen Tage wurde auch nur eine 
einzige Schrift von Angehörigen 
anderer politischer Gruppen in 
der BRD indiziert. 

Heute — im Jahre 2017 — schrän- 
ken die folgenden Gesetze die 
Meinungsfreiheit ein: 

e § 86 StGB (Verbreitung verfas- 

sungswidriger Propaganda), 

e S 86a StGB (Verwenden ver- 


fassungswidriger Kennzei- 
chen), 

e SS 90 ff. StGB (Verunglimp- 
fung des Staates), 

e § 130 StGB (Volksverhet- 
zung), 


e SS 185 ff. StGB (Beleidigung), 
e JSchG (Indizierungen). 


Aus der Fülle der ergangenen 
Urteile möchte ich im Folgenden 
nur einige Beispiele — und dies 
nur zum Thema „ausländerfeind- 
liche Äußerungen“ — nennen: 


e bei einem Plakat mit dem Bild 
eines farbigen Fußballnatio- 
nalspielers und u.a. dem Text 
„Nein“, er sei „nicht Deutsch- 
land“ (OLG Stuttgart, Urteil vom 
19.5.2009, Az. 2 Ss 1014/09, 
zu finden in NStZ 2010, 453), 

bei einem Wahlplakat mit 
der Aufschrift „Poleninvasion 
stoppen“ und einer graphi- 
schen Darstellung von drei 
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Die »EG« ist ebensowenig Europa, 
wie die »BRD« Deutschland ist ! 


ERST DEUTSCHLAND 
- DANN EUROPA! 


so könne Geser Baum wieder 
der lasse sich vom nächsten Kleingärtner aufklären! 


UNABHÄNGIGE NACHRICHTEN 
Postfach 400215, D 4630 Bochum 


UN-Kleinpakat aus den 80er Jahren 


Krähen, die nach Geldschei- 
nen picken (BVerfG, Beschluß 
vom 24.9.2009, Az. 2 BvR 
2179/09), 


bei der Behauptung, die Aus- 
länder „nähmen den Deut- 
schen Geld, Wohnungen und 
Arbeitsplätze weg“ (OLG Köln, 
Beschluß vom 1.3.1994, Az. 


Ss 17/94), 
e ein Aufkleber mit dem Bild 
eines lachenden Schwarz- 


afrikaners und der Aufschrift 
„Mein Freund“ sei „Auslän- 
der“, er lebe „glücklich in Gha- 
na“ (AG Mühlhausen, Urteil 
vom 13.10.1995, Az. 101 Js 
45095/95) und 


das Hissen der Reichskriegs- 
flagge in einer deutschen 
Stadt, in der sehr viele Aus- 
länder leben (OVG Münster, 
Beschluß vom 22.6.1994, Az. 
5 B 193/94, zu finden in NIW 
1994, 2909 f.). 


Die Zahl der Strafverfahren be- 
trug allein im Jahre 2016: 


e wegen der §§ 86, 86 a StGB: 
12.476, 
e wegen des $ 130 StGB: 6.432. 


Im Jahre 2017 waren über 2.000 
Werke mit politisch unkorrektem 
Inhalt indiziert, zum überwiegen- 
den Teil handelt es sich dabei um 
Tonträger mit Rechtsrock-Musik. 
Zusammenfassend läßt sich fol- 
gendes feststellen: Die Entwick- 
lung der letzten 50 Jahre hat eine 
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ständige, eine seit 1992 steigen- 
de, eine seit dem Jahre 2000 
atemberaubende und eine seit 
dem Bekanntwerden der angeb- 
lichen NSU-Morde im Jahre 2011 
galoppierende Einschränkung 
des Grundrechtes auf Meinungs- 
freiheit für „politisch unkorrekte“ 
Deutsche mit sich gebracht. Frei- 
sprüche in Strafverfahren führ- 
ten zu Gesetzesverschärfungen, 
und die Rechtsprechung wurde 
immer strenger und sprach im- 
mer häufiger härtere Strafen und 
sogar Freiheitsstrafen ohne Be- 
währung aus. Die Grenze des 
Erlaubten hat sich immer weiter 
zu Ungunsten der Meinungsfrei- 
heit der „politisch unkorrekten“ 
Deutschen verschoben, und in 
den letzten Jahren scheint der 
Satz „Faschismus ist keine Mei- 
nung, sondern ein Verbrechen“ 
das gesamte Land einschließlich 
der Justiz erfaßt zu haben. Diese 
Entwicklung ist für mich unerträg- 
lich. 


Die „Unabhängigen Nach- 
richten“ erschienen 
jedenfalls im Jahre 1969, 
und sie erscheinen heute 
nach wie vor. 

Da kann man nur sagen: 
Gesetze kommen und 
gehen - wobei die ge- 
nannten Gesetze leider 
nur kamen, aber die „Un- 
abhängigen Nachrichten“ 
blieben bestehen. 

Die im Jahre 1969 bei den „Un- 
abhängigen Nachrichten“ einge- 
henden Manuskripte bestanden 
entweder aus handschriftlichen 
Texten oder aus solchen, die mit 
Schreibmaschine geschrieben 
waren. Sie mußten dann von 
einem Drucker gesetzt werden. 
Sollten im Text Wörter oder Sät- 
ze gestrichen oder durch andere 
ersetzt werden, mußte man die 
auszutauschenden Buchstaben 
zählen, damit keine Lücken im 
Text entstanden oder der Text 

„verrutschte“. 
Die Aufmachung der „Unabhän- 
gigen Nachrichten“ war damals 


www.un-nachrichten.de 


die 3 
»Deutschland, 
das deutsche 
Volk hatte 
sechs Jahre 
lang im 
gewaltigsten 
Krieg aller 
Zeiten um 
die Existenz 

ä Sieger bei Torgau 
gekämpr y ste- | »Deutschland wird nicht besetzt 
e| zum Zwecke seiner Befreiung, son- 
dern als ein besiegter Feind: t.« 


eher schlicht, sie enthielt viel 
Text und wenig Fotos und Bilder, 
lediglich der Titel war in weißer 
Schrift auf rotem Hintergrund 
gehalten. Über die endgültige 
Fassung der Zeitschrift bespra- 
chen sich nur die Verantwortli- 
chen, Rechtsanwälte waren nicht 
dabei. Zu den Autoren gehörten 
damals u.a. Hans W. Schimmel- 
pfeng, Dr. Hans Riegelmann, 
Herbert Felgenträger, Werner 
Gebhardt, Günther Demolsky 
und Martin Voigt. 


Die Verbindung der „Unabhängi- 
gen Nachrichten“ zu ihren Auto- 
ren und Lesern erfolgte im Jahre 
1969 durch Treffen mit persönli- 
chen Gesprächen, durch Tele- 
fongespräche und Briefe. 


Heute, im Jahre 2017, bestehen 
die Manuskripte aus Texten, die 
mit dem Computer geschrieben 
sind und meist als E-Mail in Se- 
kundenschnelle eingehen. Diese 
können dann im Computer der 
„Unabhängigen Nachrichten“ 
mit einem entsprechenden Pro- 
gramm so umgewandelt werden, 
daß sie druckfertig sind. Korrek- 
turen und Streichungen erfolgen 
ohne Schwierigkeiten und in Se- 
kundenschnelle. 

Vor jeder Ausgabe prüfen drei 
Anwälte die „Unabhängigen 
Nachrichten“, damit dort keine 
strafbaren Inhalte enthalten sind. 


=: OFFENHEIT! 
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Jedenfalls ich finde meistens 
etwas, das gestrichen werden 
muß. Verfasser werden in der 
„UN“ heute nicht genannt. 


Die Verbindung der „Unabhän- 
gigen Nachrichten“ zu ihren Au- 
toren und Lesern erfolgt heute 
vor allem durch E-Mails, über 
Facebook, Telefongespräche, 
Faxnachrichten und Briefe. 


Die „Unabhängigen Nach- 
richten“ erschienen im 
Jahre 1969, und sie er- 
scheinen nach wie vor. 

Da kann man nur sagen: 

Autoren, Mitarbeiter, 

Rechtsanwälte, Leser, Ma- 

schinen und technische 

Geräte kommen und ge- 
hen, aber die „Unabhängi- 
gen Nachrichten“ blieben 

bestehen. 


Um zu der mir gestellten Aufga- 
be etwas zu sagen: Ich bin nicht 
immer über alles glücklich gewe- 
sen, was mit der „UN“ zusam- 
menhängt, aber sie hat mein po- 
litisches Selbstverständnis und 
meinen beruflichen Werdegang 
geprägt. Nicht die „Unabhängi- 
gen Nachrichten“ sind für mich 
schwer zu ertragen gewesen, 
sondern der Geburtenrückgang 
in Deutschland, die Auflösung 
vieler deutscher Familien, der 
Niedergang von Kultur und Bil- 
dung, der Verlust von Identität, 
Traditionen und Werten, die Ein- 
schränkung der Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit, um nur ei- 
nige Stichworte zu nennen — also 
mit einem Wort: der Niedergang 
unseres Volkes. 


Damit die „Unabhängigen Nach- 
richten“ dem wenigstens etwas 
entgegensteuern und noch lange 
für „Wahrheit — Klarheit — Offen- 
heit“ im heutigen Einheitsbrei der 
deutschen Medien sorgen kön- 
nen, wünsche ich Dir, lieber Se- 
nior der UN, eine weiterhin gute 
Gesundheit und einen klaren 
Kopf und den „Unabhängigen 
Nachrichten“ Deinen alten Berg- 
mannsgruß „Glück auf“! 


Oberhausen, den 6.10.2017« 
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Weihnachtszeit im Wunderland 


Die Geschichte einer geplatzten Weihnachtsfeier der Firma Alltolerantik 


Aus den 
Firmenprotokollen: 


1. Dezember 


An: Alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 


Ich freue mich, Ihnen mitteilen 
zu können, daß unsere Firmen- 
Weihnachtsfeier am 20.12. im 
Argentina-Steakhouse stattfin- 
den wird. Es wird eine nette De- 
koration geben und eine kleine 
Musikband wird heimelige Weih- 
nachtslieder spielen. Entspan- 
nen Sie sich und genießen Sie 
den Abend. 


Freuen Sie sich auf unseren 
Geschäftsführer, der als Weih- 
nachtsmann verkleidet die 
Christbaumbeleuchtung ein- 
schalten wird. Sie können sich 
untereinander gern Geschenke 
machen, wobei kein Geschenk 
einen Wert von 20 Euro überstei- 
gen sollte. 


Ich wünsche Ihnen und Ihren Fa- 
milien eine besinnliche Advents- 
zeit. 
Agnes Wesolowski 
(Leiterin Personalabteilung) 
Das war zuviel! Adventszeit, 
Weihnachtslieder, Christ- 
baum: diese Begriffe, die von 
Intoleranz zeugen, riefen Pro- 
teste hervor. 


2. Dezember 


An: Alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 


Die Geschäftsleitung hat mich 
gebeten, die Toleranzgrundsätze 
unserer Firmenethik stärker her- 
vorzuheben. Ich reagiere hiermit 
auf die Kritik unseres muslimi- 
schen Betriebsrates Abu-sin Ak- 
jaba. 


Auf gar keinen Fall sollte die 
gestrige Mitteilung unsere türki- 
schen und muslimischen Kolle- 
gen isolieren. Es ist uns bewußt, 
daß Ihre Feiertage mit den uns- 
rigen nicht ganz konform gehen. 


Wir werden unser Zusammen- 
treffen daher ab sofort »Jahres- 
endfeier« nennen. Es wird weder 


einen Weihnachtsbaum noch 


Weihnachtslieder geben. 


Ich wünsche Ihnen und Ihren Fa- 
milien eine schöne Zeit. 
Agnes Wesolowski 
(Leiterin Personalabteilung) 
3. Dezember 


An: Alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 


Ich nehme Bezug auf einen 
diskreten Hinweis eines Beleg- 
schaftskollegen, der als Mitglied 
der Anonymen Alkoholiker einen 
»trockenen« Tisch einfordert. 


Ich freue mich, diesem Wunsch 
entsprechen zu können, weise 
jedoch darauf hin, daß dann die 
Anonymität nicht mehr gewähr- 
leistet sein wird. Ferner teile ich 
Ihnen mit, daß der Austausch 
von Geschenken durch die In- 
tervention des Betriebsrats nicht 
gestattet sein wird. 20 Euro sei- 
en zuviel. 
Agnes Wesolowski 
(Leiterin Personalforschung) 
7. Dezember 


An: Alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 


Nach einem kritischen Hinweis 
unseres Firmenbeirats für Ernäh- 
rungs-, Frauen- und Geschlech- 
terfragen ist es mir gelungen, für 
alle Mitglieder der »Weight-Wat- 
chers« einen Tisch weit entfernt 
vom Buffet und für alle Schwan- 
geren einen Tisch ganz nah an 
den Toiletten reservieren zu kön- 
nen. Schwule dürfen miteinander 
sitzen. Lesben müssen nicht mit 
Schwulen sitzen, sondern haben 
einen Tisch für sich allein. Na 
klar, die Schwulen erhalten ein 


Blumenarrangement für ihren 


Tisch. Endlich zufrieden? 


Agnes Wesolowski 
(Leiterin Klappsmühle) 


9. Dezember 


An: Alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 


Selbstverständliich werden wir 
die Nichtraucher vor den Rau- 
chern schützen und einen 
schweren Vorhang benutzen, 
der den Festraum trennen kann, 
bzw. die Raucher vor dem Re- 
staurant in einem Zelt platzieren. 
Agnes Wesolowski 
(Leiterin Personalvergewaltigung) 
10. Dezember 


An: Alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 


Vegetarier! Auf Euch habe ich 
gewartet! Es ist mir egal, ob es 
Euch nun paßt oder nicht. Wir 
gehen ins Steakhaus! Ihr könnt 
ja, wenn Ihr wollt, bis auf den 
Mond fliegen, um am 20.12. 
möglichst weit entfernt vom »To- 
desgrill«, wie Ihr es nennt, sitzen 
zu können. Labt Euch an der 
Salatbar und eßt rohe Tomaten! 
Übrigens: Tomaten haben auch 
Gefühle, sie quietschen, wenn 
man sie aufschneidet. 

Die Genervte aus der dritten Etage. 
14. Dezember 


An: Alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 


Ich kann sicher sagen, daß ich im 
Namen von uns allen spreche, 
was die baldigen Genesungs- 
wünsche für Frau Wesolowski 
angeht. Bitte unterstützen Sie 
mich und schicken Sie reichlich 
Karten mit Wünschen zur guten 
Besserung ins Klinikum. 


Die Geschäftsleitung hat inzwi- 
schen die Absage unserer Feier 
am 20.12. beschlossen. Wir ge- 
ben Ihnen an diesem Nachmittag 
bezahlte Freizeit. 


Markus Doeve 
(Interimsleiter Personalabteilung) 


FRÖHLICHE WEIHNACHTEN! 
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Wer keine anderen Sorgen hat ... 


Schleswig-Holstein 
versinkt in Problemen 


Schleswig-Holstein (Abkürzung: 
SH), das meerumschlungene 
nördlichste Bundesland, steht vor 
unabsehbaren Problemen. Die 
Landespolitiker kämpfen wie die 
Löwen um das unbescholtene 
Ansehen ihres Landes. »Wir wol- 
len einen Beitrag zum Kampf ge- 
gen Rechtsextremismus leisten«. 
Im Oktober 2017 beschloß man, 
in einem Landtagsausschuß über 
weitere unzulässige Kfz-Buch- 
staben zu beraten. 


Schon jetzt wird z.B. in Heide 
kein Buchstabe »L« auf dem 
Nummernschild vergeben. Das 
könne man nämlich als »HEI-L« 
verstehen. Im Kreis Steinburg ist 
das Kennzeichen »IZ-AN« ver- 
boten. Rückwärts gelesen könne 
man das als NAZI mißverstehen. 


Der SPD-Abgeordnete Tobias 
von Pein erklärte, solche Zei- 
chen, wie besonders die Zahlen 
»8« und »8«, seien »typisch für 
den verdeckten Ausdruck rechter 
Gesinnung«. 


Andere verweisen auf unabseh- 
bare Folgen: Auch die Stadt Ham- 
burg müßte sich dann umstellen. 
Alle Hamburger führen mit einem 
»HH« durch die Gegend. 


SH-Verkehrsminister Bernd 
Buchholz (FDP) bleibt jedoch 
dabei: Wenn ein Nummernschild 
gegen das Anstandsgefühl eines 
großen Teils der Gesellschaft 
verstoße, werde man handeln. 


Der Verkehrsminister, der Innen- 
minister und der Finanzminister 
werden möglicherweise nun vor 
großen Problemen stehen: Wer 
trägt die Kosten, wenn man den 
ganzen Landesfuhrpark umrü- 
sten müßte? Viele hundert Poli- 
zeifahrzeuge zum Beispiel grü- 
ßen mit dem Kennzeichen »SH« 
— und das könnten empfindliche 
Menschen leicht für die Abkür- 
zung eines alten Grußes halten. 


Das Land steht jedenfalls im neu- 
en Jahr vor großen, ungelösten 
Aufgaben - eine schöne Besche- 
rung! 


Alles nur Nazis? 


Während die Hamburger in ihrem 
»HH« nichts anders sehen als 
das Kürzel ihrer Hansestadt, ist 
man in anderen Teilen des Lan- 
des nicht so »engstirnig«: 


Die Ziffernfolge »28« wird vom 
Landratsamt Zwickau (Sachsen) 
nicht mehr ausgegeben, diese 
Zahl symbolisiere den zweiten 
und den achten Buchstaben des 
Alphabets, also »BH«. 


Eine Google-Suche zeigt als Er- 
gebnis unzählige Einträge zu 
einem Wäschestück, vermutlich 
genau das gleiche, an das der 
geneigte Leser gerade denkt. 


Beim Landratsamt in Zwickau 
jedoch denkt man anders. Dort 
steht diese Abkürzung für den 
englischen Begriff »Blood & Ho- 
nour«, also für das Wort »Blut« 
und das Wort »Ehre«. Warum 
dann die »25« noch immer aus- 
gegeben wird, bleibt rätselhaft. 


Ein Phänomen, das nicht auf ein- 
zelne Regionen beschränkt ist: 
in Köln gibt es kein »Z«, in Nürn- 
berg kein »PD«, kein »S« und 
kein »SU« mehr, in Warendorf 
kein »FE«. 


Um die Autofahrer in diesem 
Wunderland in Zukunft vor miß- 
liebigen Reaktionen »anders- 
denkender« Zeitgenossen zu be- 
wahren, haben wir nebenstehend 
eine Auflistung möglicherweise 
irreführender Buchstaben- und 
Ziffernkombinationen zusam- 
mengestellt. 


Bitte prüfen Sie, ob Ihr Num- 
mernschild möglicherweise eine 
unerwünschte Wirkung auf Ihre 
Mitmenschen haben könnte! 


Das nächste Fahrzeug, welches 
Sie zulassen wollen, wird mit die- 
ser Hilfe dann sicher »entnazifi- 
ziert« sein. 


Kennzeichen-ABC 

A 1 Auschwitz, Arier 

B2 Blitzkrieg, Blut 

G3 ~” 

D4 Dachau, deutsch 

E5 Euthanasie, Endsieg 

F 6 Feldzug, Führer 

G7 Gleiwitz, Gestapo 

H8 Hitler, Herrenmensch 

I 9 Ideologe, Invasion 

J 10 Judenstern, 
Jungmädel 

K 11 Krieg, Kampf 

L 12 Lebensborn, Luftwaffe 

M13 Machtübernahme, 
Mobilmachung 

N 14 NSDAP 
Neuschwabenland 

O 15 Ostfront, 
Obersalzberg 

P 16 Propaganda, 
Protektorat 

Q 17 

R 18 Reich, Rassenhygiene 

S 19 Sieg, Stürmer 

T 20 Treue, Totenkopf 

U 21 Untermensch, 
Unternehmen 

V 22 Vergeltungswaffe, 
Volkstum 

W23 Westfront, Wehrmacht 

X 24 

225 

Z 26 Zwangsarbeit, 
Zyklon B 


Mit Hilfe dieses 
chen-ABOs« 


»Kennzei- 
können Sie 


sich endlich ein »nazifreies« 
Kennzeichen für ihr Fahrzeug 
zusammenstellen. Ein mög- 
liches Kfz-Kennzeichen wäre 
demnach: 


* Im Gegensatz zum Buchsta- 
ben »C« ist die Ziffer »3« mit 
besonderer Vorsicht zu ge- 
nießen. Diese könnte als Sy- 
nonym für das »Dritte Reich« 
angesehen werden. 


EINE SCHÖNE BESCHERUNG! 
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L rebe LESEN gAHZ erYAL: 


Wahrheit macht frei 


Wolfgang Bosbach, langjäh- 
riger und fernsehbekannter 
CDU-Spitzenpolitiker, hat 
nach seinem freiwilligen, 
gesundheitsbedingten Aus- 
scheiden aus dem Bundes- 
tag zur Freiheit gefunden, 
die Wahrheit zu sagen: 


»Teile der SPD, die Grünen 

und Die Linke unterstüt- 

zen die derzeitige Flücht- 

lingspolitik der Bundes- 

kanzlerin nicht nur parlamentarisch, sondern se- 
hen in ihr auch die Erfüllung ihrer politischen 
Ziele. Nach deren Wille soll sich Deutschland 
durch ein hohes Maß an Zuwanderung von Men- 
schen aus anderen Kulturkreisen fundamental 
verändern.« 


Leider hat Herr Bosbach in seinem Buch »End- 
spurt« (Seite 117) aber nur die halbe Wahrheit 
gesagt: Denn daß »Teile der CDU« oder sogar die 
Mehrheit der CDU diese fundamentale Änderung 
ebenso wollen, hat Herr Bosbach leider vergessen 
zu erwähnen. Gäbe es die nicht, wäre Frau Merkel 
schon lange keine Bundeskanzlerin mehr. Wenn 
also Wahrheit, Herr Bosbach, dann bitte die ganze! 


Für diese von Herrn Bosbach kritisierte 
Politik erhalten die Bundestagsparteien 
Hunderte von Millionen Steuergelder, 
Wahlkampf- und Bürokosten, Fraktions- 
zuschüsse und Diäten, von denen man 
nicht schlanker, sondern fetter wird. 


Foto: Michael Lucan / CC BY-SA 3.0 DE 


Die Mehrheitunserer Mitbürger istduldsam 
und gutmütig bis zur Selbstaufgabe. Das 
zeigt auch die aktuelle Spendenstatistik. 
Der Deutsche Spendenrat, Dachverband 
von 65 spendensammelnden Organisatio- 
nen, teilte mit, daß bis September rund 3,1 
Milliarden Euro Spendeneingänge »für gute Zwek- 
ke« gemeldet worden seien, bis zum Jahresende 
rechne man mit insgesamt 5,3 bis 5,5 Milliarden. 


Die Deutschen zahlen und spenden für alles. Nur 
die, die sich gegen diese »fundamentale Verände- 
rung« unseres Volkes (Bosbach) wehren, werden 
diskriminiert und müssen um jeden Euro kämpfen. 


Zu betteln ist nicht unsere Stärke. Entscheiden Sie 
bitte selbst, ob unsere Arbeit in Ihrem Sinne »guten 
Zwecken« dient und eine Extra-Spende per nach- 
folgendem Zahlschein verdient. 


Ihnen allen frohe Festtage und ein gesundes neues 


Jahr! 
Ihre UN- Mitarbeiter 


verwenden. Setzen Sie dann einfach 
nachstehende Bankverbindung in 
die vorgegebenen Felder ein. Unsere 


Sie können für Kosten- und/oder 
Spendenbeiträge auch Ihre eigenen 
Vordrucke oder die Ihrer Hausbank 


Leser außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland bitten wir, landesspezi- 
fische Vordrucke zu verwenden. 


u us > ee Bas en BER RE EE A 


Konto-Nr. des Kontoinhabers | 
I] Name und Sitz des überweisenden Kreditinstituts 


Angaben zum Zahlungsempfänger: Name, Vorname/Firma (max. 27 Stellen, bei maschineller Beschriftung max. 35 Stellen) 


Deutschland und 
in andere EU-/EWR- 


Für Überweisungen in 
Staaten in Euro. 


Zahlungsempfänger 


FREUNDESKR. UN E.V. 


IBAN 
DE75 1001 0010 0636 5391 01 


DE 7 5,1 00 1,0 0 1 0,0 6 3 6,5 3 9 10 1 


BIC des Kreditinstituts/Zahlungsdienstleisters (8 oder 11 Stellen) 
PBNKDEFFXXX 
nenee Euro, Cent 


Kunden-Referenznummer - Verwendungszweck, ggf. Name und Anschrift des Zahlers 


BIC 
PBNKDEFFXXX 


Betrag: Euro, Cent 


Kunden-Referenznummer/Verwendungszweck 
ADR.-NR.: 


WOHNORT: 


Kontoinhaber/Zahler: Name 


Unterschrift(en) 


(Quittung bei Bareinzahlung) 
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»Wir können unsere 
Grenzen nicht 
schützen, können die 
Zuwanderung nicht 
stoppen, können 
die Kriminalität 
nicht eindämmen, 
können Illegale 
nicht ausweisen, 
können den Kollaps 
der Justiz und den 
Niedergang der 
Schulbildung nicht 
aufhalten. 


Da stellt sich die 
Frage: Warum 
braucht ein Land, 
das so wenig regiert 
wird, überhaupt eine 
Regierung?« 


Dirk Schümer, 
Welt-Kommentator, 22.11.2017 


www.un-nachrichten.de 


Es fährt ein 
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Zug nach nirgendwo ... 


Mit Jamaika war es also nix. 
Gott sei Dank, daß der Zug 
dorthin vorerst gestoppt wur- 
de! 


Wer bisher glaubte, die ange- 
strebte sogenannte Jamaika-Ko- 
alition (CDU/CSU/FDP und Grü- 
ne) bekam ihren Namen wegen 
der Farben schwarz/grün/gelb, 
hatte den tieferen Sinn nicht er- 
kannt. JAMAIKA steht vielmehr 
für eine Staatsverschuldung von 
130 Prozent, ausufernde Krimina- 
lität, Bandenwesen, Korruption, 
unkontrollierbaren Drogenmiß- 
brauch, eine niedrige Wirtschafts- 
kraft und nicht zuletzt für einen 
Bevölkerungsanteil von 91 Pro- 
zent Schwarzafrikanern, die als 
Sklaven bis ins 19. Jahrhundert 
auf die Insel verbracht wurden. 

Wie man sieht, liegt in dem Na- 
men Jamaika sehr viel Symbol- 
kraft für das, was unter einer 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


I Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


solchen Koalition zu erwarten ge- 
wesen wäre. 


Dann wollte man sich an der 
Flagge von KENIA ausrichten: 
Schwarz-Rot-Grün, also CDU/ 
CSU/SPD und Grüne. Für dieses 
als Vorbild dienende Land Afrikas 
gab das Auswärtige Amt noch 
am 24.11.2017 Reisewarnungen 
heraus: chaotische Wahlen mit 
Todesopfern, Bürgerkrieg mit An- 
schlägen und Terrorgefahren. 


Hoffentlich bleiben uns also Ke- 
nia-Verhältnisse erspart! 


Letzter Stand vor Druckbeginn: 


Nach der GROKO 

nun die POKO? 

Nun hat das Pokerspiel der 
»großen« Parteien begonnen. 


Union und SPD pokern wie die 
Kesselflicker um Einfluß und Mi- 
nisterposten, Ausgang ungewiß. 
Armes Deutschland! 


ERSCHEINUNGSVERMERK 
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